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Edgar Wagner

Die informierte Einwilligung

Die Auseinandersetzungen zwischen den Datenschutzbeauftragten und den Forschern,
die in dem mehrfach erhobenen Vorwurf gipfelten, der Datenschutz gefährde die

Wissenschaftsfreiheit, haben sicherlich eine ihrer Ursachen in dem Reizwort „informierte

Einwilhgung".

Die Auseinandersetzungen um diesen Begriff sind verständlich: Der Gesetzgeber hat das,
was darunter verstanden werden soll, nicht abschließend definiert; die Verwaltungsvor¬
schriften der Ministerien haben diesen Begriff für die Forschung nicht bereichsspezifisch
geregelt, und die Rechtsprechung schließhch hatte sich bisher in keinem einzigen Fall mit

der informierten Einwilhgung im Wissenschaftsbereich zu beschäftigen. Eine gewisse
Rechtsunsicherheit kann daher nicht in Abrede gestellt werden.

Gleichwohl läßt die gegenwärtige Fassung der Datenschutzgesetze keinen Zweifel zu, daß

die informierte Einwilhgung auch im Forschungsbereich grundsätzlich notwendige Vor¬

aussetzung für eine personenbezogene Datenverarbeitung ist. Der Gesetzgeber verlangt
ausdrücklich eine schriftliche Einwilhgung. Er verlangt weiterhin den Hinweis, daß die

Teilnahme an einer Untersuchung freiwilüg ist und daß den Probanden bei NichtteUnahme

keinerlei Nachteile entstehen.

Im Gesetzgebungsverfahren zum rheinland-pfälzischen Landesdatenschutzgesetz wurde

in den Ausschußberatungen sehr deutlich herausgestellt, was man mit diesen gesetzhchen
Voraussetzungen bezwecken woUte. Der Betroffene soU als mündiger Bürger voll

informiert werden „über die Bedeutung und Tragweite seiner Einwilligung".

Dieses Zitat stimmt mit jenem Formuüerungsvorschlag der Großen Strafrechtskommis¬

sion überein, mit dem anfangs der 60er Jahre die ärztliche Aufklärungspflicht gesetzlich
geregelt werden sollte.

Es hegt daher nahe, daß der zum Teil in Abrede gestellte Zusammenhang zwischen den

informed consent des Patienten und der informierten Einwilligung des von der Datenver¬

arbeitung Betroffenen durchaus besteht.

Gemeinsame Wurzel ist der Artikel 2 Abs. 2 GG. Sowohl die Behandlung durch den Arzt

als auch die Datenverarbeitung durch den Wissenschaftler sind für die Betroffenen

zunächst mit mcht absehbaren Risiken verbunden. In beiden Fällen verlangen daher das

Selbstbestimmungsrecht, die dem einzelnen zustehende Entschließungsfreiheit und die

Menschenwürde eine ausreichende Unterrichtung der Betroffenen.

Vor diesem Hintergrund scheint es mir auch gerechtfertigt, die Rechtsprechung des BHG

zur ärztlichen Aufklärungspflicht bei dem Versuch heranzuziehen, die informierte

Einwilhgung inhaltüch zu umschreiben.

Der BHG hat in einer Vielzahl von Entscheidungen darauf hingewiesen, daß der

behandelnde Arzt den Patienten nicht über jede Einzelheit der Diagnose oder der
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Behandlung zu unterrichten hat, sondern ihm nur die Grundzüge des Eingriffs und seine

möghchen Folgen vermitteln muß, so daß der Einwilügende „im großen und ganzen"

weiß, worin er einwilhgt.

Für die datenschutzrechtliche Einwilligung bedeutet dies, daß der verantwortüche For¬

scher der Versuchsperson weder eine Vorlesung z. B. über experimentelle Psychologie zu

halten, noch ihr vor der Einwilligung den gesamten Fragebogen zur Kenntnis zu geben hat.

Seine Informationspflicht beschränkt sich vielmehr - wie dies auch von der Generalver¬

sammlung der European Science Foundation zum Ausdruck gebracht worden ist - darauf,

der Versuchsperson mitzuteilen,

1. welche Art von Daten erhoben werden,
2. für wen die Daten erhoben und für wen sie ggf. übermittelt werden,

3. welchem Zweck das Forschungsvorhaben dient und

4. was im Einzelfalle seine Besonderheiten sind.

Eine darüber hinausgehende Konkretisierung, z.B. durch Aufzählen der Daten, die

verarbeitet werden sollen, ist weder nach der zitierten Rechtsprechung erforderlich noch

sinnvoll, da die Einwilügungsklausel sonst zu umfangreich würde.

Diese inhalthchen Anforderungen an eine informierte EinwiUigung gelten auf der

Grundlage der geltenden Gesetze auch für die Forschungsprojekte, die sich der Technik

der „Täuschung und Tarnung" bedienen und daher nur mit einer eingeschränkten
Information der Versuchsperson zu realisieren sind.

Es soll nicht in Abrede gestellt werden, daß dies insbesondere für die Erziehungswissen¬
schaften und die Psychologie mit Problemen verbunden ist.

Ob diese allerdings so groß sind, daß die Behauptung gerechtfertigt ist, die Forderung
nach informierter Einwilligung reduziere die Psychologie und die Erziehungswissenschaf¬
ten auf die Untersuchung des morahsch Unverfänglichen und damit auf eine Wissenschaft

des „netten Menschen", erscheint fraglich.

Eine informierte Einwilligung ist so lange nicht erforderlich, als die Untersuchung nicht

mit einer personenbezogenen Datenverarbeitung verbunden ist, sondern z. B. in faktisch-

anonymisierter Form durchgeführt wird.

Nach dem rheinland-pfälzischen Datenschutzgesetz - das wie einige andere Datenschutz¬

gesetze ein Wissenschaftsprivileg kennt - muß zudem selbst bei personenbezogener

Datenverarbeitung kerne informierte Einwilhgung eingeholt werden, wenn die Untersu¬

chung bzw. die Datenverarbeitung keine schutzwürdigen Belange der Betroffenen

tangiert.

Schüeßüch muß bedacht werden, daß aus dem durch Artikel 2 Abs. 2 GG geschützten

Persönlichkeitsrecht der Probanden nicht nur das Recht auf ausreichende Information

folgt, sondern - jedenfalls in bestimmtem Umfange - auch das Recht, auf diese

Information im Einzelfalle zu verzichten. Allerdings wird man aus verschiedenen Grün¬

den strenge Anforderungen an die Rechtsverbindlichkeit eines solchen Verzichts stellen

müssen.

Grundrechte sind nicht nur Individualrechte, sondern schützen in der Regel auch die

Allgemeinheit. Aus ihrer Multifunktionaütät folgt daher zumindest dann eine einge¬

schränkte Disponibilität, wenn dem Verzicht des einzelnen öffentliche Belange entgegen¬

stehen.
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Zu diesen öffentlichen Belangen gehört auch ein wirksamer Datenschutz. Er wäre dann

nicht mehr gewährleistet, wenn das gesetzlich vorgesehene Einwilligungserfordernis
durch umfassende Verzichtserklärung beliebig unterlaufen werden könnte.

Von einem Mindestmaß an Information kann daher auch bei einem solchen Verzicht nicht

abgesehen werden. Er dürfte jedoch als rechtswirksam angesehen werden können, wenn
er

1. in schriftlicher Form erteilt wird,
2. auf einzelne bestimmte Informationskriterien beschränkt bleibt und

3. vor dem Hintergrund des Artikel 5 GG sachlich geboten ist.

Hinsichthch der Forschungsprojekte, bei denen eine informierte Einwilligung den Betrof¬

fenen möglicherweise psychisch oder physisch gefährden würde, sollte auch auf der

Grundlage der geltenden Datenschutzgesetze dem Vorschlag der Generalversammlung
der European Science Foundation gefolgt und auf eine informierte Einwilhgung verzichtet

werden. Allerdings muß folgende Einschränkung gemacht werden:

Der BHG hat in seinen Entscheidungen zum Arztrecht wiederholt betont, daß nicht jede
psychische oder physische Gefährdung, die mit einer ärztlichen Aufklärung möghcher¬
weise verbunden ist, den Verzicht auf die Information rechtfertigt. Erforderlich ist

zumindest die Gefahr einer nicht nur vorübergehenden seelischen Beeinträchtigung oder

einer mehr als nur unerheblichen Gesundheitsschädigung. Unter diesen Voraussetzungen
besteht für den Arzt keine Verpflichtung zur umfassenden Aufklärung.

Für einen Forscher, der sich der Datenverarbeitung bedient, dürfte nichts anderes gelten.
Ein Gesetz, das dies gleichwohl von ihm verlangt, dürfte kaum mit Artikel 1 und 2 GG zu

vereinbaren sein.

Anschrift des Autors:

Reg. Rat Edgar Wagner, Datenschutzkommission Rheinland-Pfalz, Deutschhausplatz 12,
6500 Mainz
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